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Mandantenbrief 02/2021 
 
SPRUCH 

Geld ist rund und rollt weg, aber Bildung bleibt. 

Heinrich Heine; 1797 - 1856, deutscher Dichter und Romancier 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

 Änderungen seit 1.1.2021 bzw. in 2021 im Be-
reich Arbeit und Soziales 

  

Für 2021 ergeben sich im Bereich Arbeit und Soziales diverse Ände-

rungen. Hier ein Auszug über die wesentlichen Neuregelungen, die 

zum Jahresbeginn und im Laufe des Jahres 2021 wirksam wurden 

bzw. werden. 

• Kurzarbeitergeld: Die Regelung zur Erhöhung des Kurzarbeiter-

geldes (ab dem 4. Monat auf 70 % bzw. 77 % bei mindestens ei-

nem Kind und auf 80% bzw. 87 % ab dem 7. Monat) wird für alle 

Beschäftigten bis zum 31.12.2021 verlängert, deren Anspruch auf 

Kurzarbeitergeld bis zum 31.3.2021 entstanden ist. Ferner werden 

die bestehenden befristeten Hinzuverdienstregelungen insoweit bis 

zum 31.12.2021 verlängert. Entgelt aus einer geringfügigen Be-

schäftigung, die während der Kurzarbeit aufgenommen wurde, 

bleibt anrechnungsfrei. 

Die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld wird für Betriebe, die bis 

zum 31.12.2020 mit Kurzarbeit begonnen haben, auf bis zu 24 Mo-

nate, längstens bis zum 31.12.2021, verlängert. 

• Vereinfachte Weiterbildungsförderung Beschäftigter durch 

die Agentur für Arbeit: Bedürfen aufgrund des technologischen 

Strukturwandels eine größere Anzahl von Arbeitnehmern eines Be-

triebes eine berufliche Weiterbildung, ist, anders als bisher, nicht 

mehr für jeden einzelnen Beschäftigten ein Förderantrag notwen-

dig. 

• Verlängerung der Möglichkeit zur Nutzung von Video- und 

Telefonkonferenzen sowie audiovisueller Einrichtungen für 

Versammlungen: Die Möglichkeit zur Nutzung von Video- und 

Telefonkonferenzen für Betriebsräte und weitere Mitbestimmungs-

gremien, für Heimarbeitsausschüsse und Werkstatträte in 

 
 

  



Werkstätten für behinderte Menschen ist bis zum 30.6.2021 ver-

längert worden. Entsprechendes gilt für Versammlungen mittels 

audiovisueller Einrichtungen. 

• Gesetzlicher Mindestlohn: Der gesetzliche Mindestlohn beträgt 

seit dem 1.1.2021 brutto 9,50 € und ab dem 1.7.2021 brutto 9,60 

€ je geleisteter Arbeitsstunde. 

• Mitgliedsbescheinigung der Krankenkassen: Seit dem 

1.1.2021 ist die Pflicht zur Vorlage der Mitgliedsbescheinigung der 

Krankenkasse in Papierform entfallen. Der Beschäftigte gibt bei 

Aufnahme der Beschäftigung bzw. beim Wechsel der Kranken-

kasse beim Arbeitgeber seine (neue) Krankenkasse an. Durch ein 

elektronisches Abfrageverfahren wird die Richtigkeit der Angaben 

geprüft und seitens der Krankenkasse bestätigt. 

• Anhebung der Altersgrenzen ("Rente mit 67"): Versicherte, 

die 1955 bzw. 1956 geboren sind und für die keine Vertrauens-

schutzregelungen gelten, erreichen die Regelaltersgrenze mit 65 

Jahren und neun Monaten bzw. mit 65 Jahren und zehn Monaten. 

Für die folgenden Geburtsjahrgänge erhöht sich die Regelalters-

grenze zunächst um je einen weiteren Monat (später in Stufen von 

zwei Monaten pro Jahrgang). Erst für die Jahrgänge 1964 und jün-

ger wird die Regelaltersgrenze bei 67 Jahren liegen. 

• Hinzuverdienstgrenze bei Altersrenten: In Anbetracht der ak-

tuellen Entwicklung der Corona-Krise gilt die befristete Anhebung 

der kalenderjährlichen Hinzuverdienstgrenze für Altersrenten vor 

Erreichen der Regelaltersgrenze auch für das Kalenderjahr 2021. 

Für das Jahr 2021 beträgt die kalenderjährliche Hinzuverdienst-

grenze 46.060 €. Der sog. Hinzuverdienstdeckel ist weiterhin nicht 

anzuwenden. 

 
Familienrecht/Erbrecht 
 

Umgangspflicht des Vaters 
  

Ein getrennt lebender Kindesvater ist auch gegen seinen ausdrück-

lich erklärten Willen zum Umgang mit seinen Kindern verpflichtet, 

wenn der Umgang dem Kindeswohl dient. Kinder haben ein Recht 

auf Umgang mit ihren Eltern und Eltern eine gesetzliche Verpflich-

tung zum Umgang mit ihren Kindern. 

 

Das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. (OLG) wies deshalb mit sei-

nem Beschluss v. 11.11.2020 eine Beschwerde eines Kindsvaters zu-

rück, mit der er sich gegen die Verpflichtung wehrte, einmal im Mo-

nat tagsüber Umgang mit seinen drei Söhnen zu haben. 

 

In seiner Erklärung führte das OLG aus, dass dem Wohl des Kindes 

grundsätzlich zugutekommt, wenn es durch Umgang mit seinen El-

tern die Möglichkeit erhält, seinen Vater und seine Mutter kennen zu 

lernen, mit ihnen vertraut zu werden oder eine persönliche Bezie-

hung zu ihnen mithilfe des Umgangs fortsetzen zu können. Die Ver-

weigerung jeglichen Umgangs mit dem Kind und damit die Loslösung 



von einer persönlichen Bindung stellt einen maßgeblichen Entzug el-

terlicher Verantwortung und zugleich die Vernachlässigung eines we-

sentlichen Teils der Erziehungspflicht dar. 

 
 
 

Sonstiges 
 

Rechtliche Verbindung zwischen Mietverhältnis 

über Wohnraum und Geschäftsräume 
  

In einem Fall aus der Praxis wurden von einem Mieter mit einem 

"Wohnungs-Einheitsmietvertrag" Räumlichkeiten im 1. Obergeschoss 

zu Wohnzwecken und die im Erdgeschoss vorhandenen Räume mit 

einem "Mietvertrag für gewerbliche Räume" zur Nutzung als Kanzlei 

angemietet. Beide Verträge enthielten eine Klausel, wonach die Miet-

verträge jeweils aneinander gebunden waren. Das Gewerbemietver-

hältnis wurde im Juli 2017 vom Vermieter gekündigt. 

 

Grundsätzlich gilt, dass dann, wenn der Mieter die Räumlichkeiten 

vereinbarungsgemäß sowohl zu Wohn- als auch zu Gewerbezwecken 

nutzen kann, ein Mischraummietverhältnis vorliegt. Es kommt dabei 

nicht darauf an, ob der Mieter einen bestimmten Teil der Räumlich-

keiten ausschließlich gewerblich nutzt und in dem anderen aus-

schließlich wohnt (z. B. Gaststätte mit Wirtewohnung) oder ob er die 

Räume in ihrer Gesamtheit sowohl zum Wohnen als auch zu Gewer-

bezwecken nutzt. Folge dieses einheitlichen Rechtsverhältnisses ist, 

dass dieses auch nur insgesamt gekündigt werden kann. Die Kündi-

gung des Vermieters im o. g. Fall war deshalb unwirksam. 
 


